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Meinen Eltern





Vorwort

Publizisierung ist in. Die in Bund, Ländern und Kommunen bis vor kur‐
zem verbreitete Privatisierungseuphorie ist heute verflogen. Allzuoft ha‐
ben sich die in die Privatisierung öffentlicher Aufgabenbereiche gesetzten
Erwartungen nicht erfüllt. Inzwischen sind ebenenübergreifend Publizisie‐
rungsvorgänge zu verzeichnen. Diese beschränken sich dabei keinesfalls
auf eine simple (Rück-)Übertragung öffentlich wahrzunehmender Aufga‐
benbereiche auf staatliche Träger. Losgelöst von einer einseitigen Bindung
an „Staat“ oder „Privat“ erfassen diese Vorgänge u.a. auch die Entwick‐
lung hybrider Organisationsformen zur Erledigung öffentlicher Aufgaben,
in der unterschiedlichste Akteure miteinander kooperieren. Für die lokale
Leistungserbringung im kommunalen Interesse erlebt derzeit eine aus öf‐
fentlich-rechtlicher Perspektive in diesem Zusammenhang wenig bis über‐
haupt nicht beachtete Organisationsform ein regelrechtes Comeback: die
Genossenschaft.

Hier setzt diese Arbeit an. Entgegen einer allgemeinen Einschätzung
handelt es sich bei der Genossenschaft heute nicht mehr um eine ange‐
staubte Organisationsform aus einer vergangenen Zeit. Ganz im Gegenteil:
Genossenschaften haben wieder Konjunktur! Sie betätigen sich in einer
Vielzahl von Einsatzfeldern, die herkömmlicherweise den kommunalen
Selbstverwaltungsaufgaben zugeschlagen werden. Darüber hinaus ergän‐
zen und ersetzen Genossenschaften das kommunale Leistungsangebot
durch die Erledigung von Aufgaben, auf deren Erbringung die Kommunen
selbst verzichten. In der Praxis haben sich hybride Kooperationsmodelle
gebildet, die eine Vielzahl unterschiedlicher Akteure vereinen und damit
für die lokale Leistungserbringung im kommunalen Interesse fernab einer
einseitigen Bindung an „Staat“ oder „Privat“ einen „Dritten Weg“ eröff‐
nen. Davon ausgehend untersucht die Arbeit, ob und unter welchen Vor‐
aussetzungen es sich bei der Genossenschaft um einen nachhaltigen Part‐
ner der Kommunen bei der Aufrechterhaltung kommunaler Infrastrukturen
handeln kann.

Die Arbeit wurde im November 2017 von der Juristischen Fakultät der
Universität Potsdam als Dissertation angenommen und ist auf dem Stand
von Juni 2017. Die zitierten Internetquellen sind letztmalig im März 2018
abgerufen worden.
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BeurkG Beurkundungsgesetz
BGB Bürgerliches Gesetzbuch
BT-Drucks. Drucksache des Deutschen Bundestags
BVerfGE Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
BVerwGE Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts
BWGO Gemeindeordnung des Landes Baden-Württemberg
DÖV Die öffentliche Verwaltung
DVBl. Deutsches Verwaltungsblatt
EEG Erneuerbare-Energien-Gesetz
eG eingetragene Genossenschaft
EuGH Gerichtshof der Europäischen Union
GenG Genossenschaftsgesetz
GG Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland
GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung
GmbHG Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter

Haftung
GWB Gesetz über Wettbewerbsbeschränkungen
HbgVerf Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg
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HessGO Gemeindeordnung des Landes Hessen
HessVerf Verfassung des Landes Hessen
HGB Handelsgesetzbuch
HGrG Haushaltsgrundsätzegesetz
HStR Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik

Deutschland
JZ Juristenzeitung
LWGNW Landeswassergesetz des Landes Nordrhein-Westfalen
NdsKomVG Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NWGO Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen
NWVerf Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen
RGBl. Reichsgesetzblatt
RhPfGO Gemeindeordnung des Landes Rheinland-Pfalz
RhPfVerf Verfassung des Landes Rheinland-Pfalz
SHGO Gemeindeordnung des Landes Schleswig-Holstein
UWG Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb
VerwArch Verwaltungsarchiv
WHG Wasserhaushaltsgesetz
ZfgG Zeitschrift für das gesamte Genossenschaftswesen
ZögU Zeitschrift für öffentliche und gemeinwirtschaftliche

Unternehmen

    
Für weitere verwendete Abkürzungen wird verwiesen auf: Hildebert
Kirchner, Abkürzungsverzeichnis der Rechtssprache, Berlin Boston,
8. Auflage, 2015.

Abkürzungsverzeichnis
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